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Schon die Fragestellung ist in meinen
Au gen falsch. Nicht die Soziale Markt wirt -
schaft hat die Krise ausgelöst. Vielmehr
glaub ten manche Akteure, grundlegende
Prin zi pien der Marktwirtschaft außer Kraft
set zen zu können. Dies erwies sich als fata-
ler Trugschluss. So hat zum Beispiel die
über mäßig expansive Geldpolitik in den
USA das Gespür für Risiken getrübt. Hinzu
ka men Fehlanreize für die Im mo bi lien fi nan -
zierung, die – teilweise politisch motiviert –
eine übermäßige Vergabe von Kre di ten an
amerikanische Haushalte mit geringer
Bonität begünstigten. Die Finanzmarkt -
regulierung hat weltweit zu wenig Gewicht
auf Markttrans pa renz so wie auf die Haf tung
für die Kon se quen zen eigener Hand lungen
gelegt. Die export orien tierte Ent wick lungs -
strategie vieler asiatischer Staa ten ist von
künstlich verzerrten Währungs relationen
begleitet worden. Dies mündete in falschen
Anreiz systemen, einer unzureichenden Risi -
koana lyse sowie in dem Auf bau eines unre-
gulierten Schat ten ban ken systems. 

Die erste  Lehre

Um Transparenz, Glaubwürdigkeit und
Vertrauen auf den Finanzmärkten wieder
herzustellen, brauchen wir keine neue Wirt -
schaftsordnung und vor allem keinen
neuen Staatsinterventionismus. Denn wenn
der Staat vom Schiedsrichter zum Mit spie -
ler wird, um eine Metapher von Ludwig Er -
hard zu verwenden, dann steht auch die
Glaub würdigkeit und Unparteilichkeit des
Staa tes auf dem Spiel. 

Die zweite  Lehre

Wir befinden uns zwar in einer Wirt -
schafts krise, aber nicht in einer Sys tem kri -

se. Der durch die weltweite Finanzkrise
aus  gelöste konjunkturelle Abschwung trifft
zwar in Deutschland auf eine zunehmende
Skep sis gegenüber der Sozialen Markt wirt -
schaft. Aber die Soziale Marktwirtschaft ist
zeitgemäß, weil sie auf Werte setzt, die zeit-
los sind: Eigeninitiative, Selbstentfaltung,
Frei heit und Selbstverantwortung. Sie ist
kei ne Leerformel, sondern liefert konkrete
Hand lungsanweisungen. 

Die dr i t te  Lehre

Die politische Reaktion auf die krisen-
hafte Zu spitzung der wirtschaftlichen Lage
in den vergangenen Monaten war richtig.
Aber der Staat ist nicht der bessere Un ter -
neh mer. Im Gegenteil: Bei verstärkter, dau -
er hafter staatlicher Einmischung besteht
die Gefahr, dass wesentliche An reiz me cha -
nis  men, wie die Haftung für unternehmeri-
sche Entscheidungen, außer Kraft gesetzt
wer den. Es kommt zu Fehlentscheidungen
zulasten der Steuerzahler. Von kommuna -
len Wohnungsunternehmen über die
Deutsche Bundesbahn und Holzmann bis
zu den Landesbanken: Die Bilanz des Staa -
tes als Unternehmer oder vermeintlicher
Un ter nehmensretter ist nicht überzeugend.
Deutsch land darf sich nicht an das süße
Gift der Subventionen gewöhnen. Auch
beim Versuch, Märkte zu steuern, kann der
Staat schnell überfordert sein, wie die Er -

fah rung zeigt. Zu viele Eingriffe in Kon -
sum- und Investitionsentscheidungen der
Bür ger verursachen nicht nur immense
Kon trollkosten, sondern können wegen der
un vermeidlichen Fehleinschätzungen zu
gra vierenden Fehlentwicklungen führen.
Ins besondere Zukunftsmärkte können wir
nur im Wettbewerb voll erschließen. Das
gilt zum Beispiel für den Ausbau der digita -
len Hochleistungsnetze. 

Mein wirtschaftspolitisches Handeln
baut deshalb auf die Vorzüge der Sozialen
Markt wirtschaft:
� Freie Märkte können keine Märkte ohne
Regeln sein. Wir brauchen nicht unbedingt
mehr oder detailliertere Regeln; wir brau-
chen vor allem intelligentere Regeln.
� Kurzfristig angelegte Impulsmaßnahmen
müs sen die Ausnahme sein. Keinesfalls darf
es zu einem Perpetuum mobile von kurz at -
mi gem Aktionismus kommen. Vielmehr
muss die nachhaltige Förderung des
Wachs tums weiterhin im Mittelpunkt ste -
hen. Mit dem Wachs tums be schleu ni gungs -
ge setz und den Verbesserungen beim Wirt -
schafts fonds Deutschland speziell für den
Mit telstand befinden wir uns da auf einem
gu ten Weg.
� Der Ausstieg des Staates aus finanziellen
En gagements und Rettungsaktionen ist
jetzt mit klaren Regeln zu planen. Ich will
we der eine Staatsbankenwirtschaft noch
staat liche zwangsverordnete Ein heits ver -
siche rungen oder einen Finanzmarkt, auf
dem nur noch Staatspapiere gehandelt wer-
den. 
� Wir brauchen offene Märkte und einfa-
chen Marktzutritt. Maßnahmen zur Stüt -
zung der nationalen Volkswirtschaften ber-
gen immer die Gefahr der Abschottung von
Märkten. Die industriepolitischen Ansätze
wichtiger deutscher Handelspartner erfül-
len mich deshalb mit Sorge. Ich setze auf
den Wettbewerb, gerade auch im Interesse
des Mittelstands. 
Deshalb werde ich das Bun deskartellamt
stärken und deshalb wollen wir als Ultima
Ratio ein Ent flech tungs ins tru ment in das
Gesetz gegen Wett be werbs beschränkungen
integrieren. Wir brau chen Vertrauen in die
Regeln, die wir uns in guten Zeiten selbst
gesetzt haben, ob bei der WTO, in der EU-
Beihilfenkontrolle, in der Wettbewerbs -
politik oder mit dem Eu ro päischen Stabili -
tätspakt. Nicht zu ver ges sen: Auch Büro -

Lehren aus der Krise
Der Zusammenbruch der amerikanischen Bank Lehman-Brothers hat das
Vertrauen in die Funktionsfähigkeit der weltweiten Finanzmärkte schwer
erschüttert. In der Folge rutschte die Weltwirtschaft in eine tiefe Rezession. Das
hat Debatten darüber ausgelöst, ob die Marktwirtschaft als System selbst ent-
scheidend zur krisenhaften Entwicklung beigetragen hat und wenn ja, welche
Alternative an ihre Stelle treten könnte. 
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kratiekosten sind Markt zu tritts schranken
gerade für den Mit tel stand. Wir müssen
deshalb den Bürokratieabbau beschleunigt
fortsetzen, vor allem auf EU-Ebene.

Gemeinsam mit der Wirtschaft möchte
ich da ran arbeiten, dass Freiheit und Ver -
ant wor tung von den Menschen, ob als Un -
ter neh mer, als Manager oder als Kon su -

men ten, als zwei untrennbar verbundene
Seiten ei ner Medaille begriffen werden. Die
So zia le Marktwirtschaft in Deutschland ist
dabei kein starres Modell, sondern ein ler-
nendes Sys tem. Ihre Ordnungsprinzipien
bilden einen flexiblen Rahmen, der sich im
Laufe der Zeit an die veränderten gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Gegeben -

heiten anpassen lässt. Nicht zuletzt dieser
Dynamik ist es zu verdanken, dass die So -
ziale Marktwirtschaft „Made in Ger many“
auch international zu Recht als Er folgs mo -
dell gilt. Ich bin sicher, dass sich diese
Einschätzung nach Überwindung der Krise
bestätigen wird. 

RAINER BRÜDERLE

Immer mehr produzierende Unternehmen haben Schwierigkeiten Aufträge vor-
zufinanzieren – es droht eine gefährliche Liquiditätslücke. Zu dieser Gefahr
äußerte sich der Hauptgeschäftsführer des Deutschen Industrie- und Han -
delkammertages (DIHK), Dr. Martin Wansleben, in einem Gespräch mit der Fach -
zeitschrift „VDI-Nachrichten“.

Unternehmensfinanzierung:

Dr. Martin Wansleben,
Haupt ge schäfts füh rer
des Deutschen In dust -
rie- und Han dels kam -
mertages, im Interview
mit den VDI-Nach rich -
ten am 4. Dezember
2009: 

VDI-Nachrichten: Wie müssen die Banken ihr
Verhalten ändern?
Wansleben: „Heute besteht – trotz aller
Schwierigkeiten – die Aussicht, dass die wirt-
schaftliche Situation in 2010/2011 wesentlich
besser verlaufen kann, als wir das noch vor

DR.  MARTIN WANSLEBEN IM INTERVIEW WÖRTLICH

kurzem erwarten durften. Doch dieser
Swing muss rasch erkannt wer den, damit
wir die Chancen des Auf schwungs nicht
vergeben. Schwerlich aber bewältigen die
Banken diesen Swing mit den gebräuch-
lichen Ra ting verfahren; da dominieren die
schlechten Zah len der Un ternehmen von
2009. 
Die greifbare bes sere Situation 2010/2011
geht nicht an gemessen in die Bewertung
ein. Die Bonität der Unternehmen hängt
jetzt viel stärker von den Zukunfts perspek -
tiven ab als von den schlechten Zahlen der
Vergan gen heit. Dass dies erkannt wird,
dafür werben wir.“

In dem Gespräch macht er wichtige
Aus sa gen zur Unternehmensfinanzierung:
Die oft schlech ten Unternehmenszahlen
2009 führen zu einer Abwertung der
Bonität beim Ra ting durch die Banken mit
der Folge, dass Kredite verweigert oder nur
noch ge gen hohe Zinsen vergeben werden.
Grund: Die Banken müssen hohe Risiken
mit viel Eigenkapital – das durch die Ban -
kenkrise geschmolzen ist – hinterlegen. 

Um die leichte konjunkturelle Erho -
lung, die für dieses Jahr vorausgesagt wird,
nicht zu ge fährden, müsse ein Schwerpunkt
des po li ti schen Handelns darin bestehen,
die produzierenden Unternehmen mit aus-
reichender Liquidität auszustatten. Wie dies
ge sche hen kann, sei Gegenstand der Dis -
kus sion in Politik und Wirtschaft. Dabei
gehe es in erster Linie darum, wie die Ei -
gen ka pi tal ausstattung der Banken verbes-
sert werden kann. Als eine weitere Stell -
schraube benennt Wansleben das Ra ting -
verfahren, welches die Banken an wen den,
um die Bonität ihrer Kun den bei der Kre -
ditvergabe zu ermitteln. Die se Rating ver -

„Banken und Industrie müssen
an einem Strang ziehen“

fahren seien für „wirt schaft lich normale“
Zeiten konzipiert und nicht für die derzeiti-
ge Extremlage, deshalb müs sen die Ra ting -

verfahren geändert werden. Aber auch jetzt
schon haben, so Wans le ben, die Banken
Spiel räu me, die aus ge füllt werden können
– dafür not wen dig sei ei ne offene Kom mu -
ni kation zwi schen Kre dit institut und Un ter -
neh men. Der Appell: Die Ban ken soll ten
erkennen, dass die Bonität von Zu kunfts -
perspektiven ab hängt und mit den Un -
ternehmen an einem Strang ziehen. 

VOLKER SCHWARZMEIER


